
Bereits in seiner ersten Regierungserklärung im November 2001 erklärte Ole von Beust, wie fortan die

Vorgaben der Handelskammer – dem lobbyistischen Sprachrohr der in Hamburg ansässigen

Großunternehmen – direkt ins politische Handeln umgesetzt werden sollten: Durch mehr

„Eigenverantwortung, Mäzenatentum und Bürgersinn“ solle Hamburg zu einer wachsenden Metropole wer-

den. Kurz darauf wurde diese Linie zum „Leitbild: Metropole Hamburg – Wachsende Stadt“ ausgebaut.

Privatisierung öffentlichen Eigentums, Reduzierung des Sozialstaates auf karitative Nothilfe,

Bildungsgebühren, Eventkultur, Innere Sicherheit und pompöse Bauvorhaben sollten den „Standort“

Hamburg profitfreundlich, sauber und glänzend nach Konzerninteressen zurichten. Diese Politik ist geschei-

tert, insbesondere weil ihr zynisch bevölkerungsfeindlicher Charakter offengelegt wurde – im wesentlichen

durch die außerparlamentarischen Bewegungen, deren Gegnerschaft zu den Zerstörungen in ihrem jeweiligen

Bereich wuchs, aber auch im Parlament durch die Opposition.

Dieser Unmut muß nun integriert werden, aber die Lage ist unausgegoren: Weder kann der bisherige

Kahlschlag einfach fortgesetzt werden, noch ist dynamischer Fortschritt bereits erstritten. Politischer

Ausdruck dessen ist der Kurs der neuen Regierung: Die Handelskammerforderungen sollen erfüllt werden

aber weniger schaden, und der Bewegung wird einiges versprochen.

Damit emanzipative Bildung und Kultur, menschenfreundliche Gesundheitsförderung und sinnvolle Arbeit

für Alle, internationale Solidarität und nachhaltige Entwicklung gegen kapitalkräftige Renditeinteressen

erstritten werden können, ist erforderlich, daß die Bewegung das Selbstbewußtsein entwickelt, die

Entwicklung der ganzen Stadt bereichsübergreifend gemeinsam positiv zu bestimmen. Emanzipation ist unse-

re Aufgabe.

Deshalb laden wir alle Aktiven aus den verschiedenen Bereichen gesellschaftlicher Proteste (und alle die das

werden wollen) ein. Gemeinsam wollen wir eine Bilanz der bisherigen Arbeit ziehen, anhand der

Regierungserklärung feststellen, welche Positionierungen der Bewegung bereits politisch integriert werden

müssen, und darüber diskutieren, wie – anstatt sich mit kosmetischen Korrekturen abspeisen zu lassen – ein

wirklicher gesellschaftlicher Richtungswechsel hin zu einer menschenwürdigen Stadt zu erstreiten ist. 
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Menschwürdige Lebensverhältnisse herzustellen ist unsere
gemeinsame Sache. Wir nehmen das in die Hand. Gegen pro-
fitfreundliche Politik, gegen die Verdinglichung der
Bevölkerung zur „Ressource“, gegen sozialen Kahlschlag und
Bildungsarmut sowie gegen eventmäßigen Ausverkauf der
Kultur bringen wir solidarisch Bewegung in die Stadt. 

Bildung für Alle! 

Von der Kita über Schule und Universität bis zur
Weiterbildung ist gebührenfreie Bildung
Mindestvoraussetzung für die Entwicklung mündiger
Menschen und eines kritischen Verständnisses der
Welt. Zusammen Lernen für eine bessere Zukunft ist
unser Ziel. Bildung und Wissenschaft sind keine
Waren, sondern grundlegende Bedürfnisse des
Menschen und daher öffentliche Aufgaben.

Kultur für Alle! 

Kultur ist nicht dafür da, soziale
Unterschiede zu verschleiern oder gar
zu rechtfertigen. Theater, Museen,
Bücherhallen, Jugend-und Stadtteilkultur sind
Grundnahrungsmittel einer lebendigen
Demokratie. Hier wird der kulturelle Reichtum
der Menschheit öffentlich zugänglich gemacht,
reflektiert, weiterentwickelt und neu geschaf-
fen. Diese reichhaltigen Quellen der Aufklärung
müssen opulent finanziert werden. 

Sinnvolle Arbeit! 

Grundlage des gesellschaftlichen Reichtums ist Arbeit.
Entwürdigungen durch Erwerbslosigkeit, Hartz-IV, 1-Euro-
Jobs, Lohndumping und unternehmerisches Top-Down müs-
sen umgehend durch ein Programm für Mindestlohn,
Arbeitszeitverkürzung mit Lohnausgleich und zivile Arbeit
gestoppt werden. Es gelte: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!
Staat und öffentliche Unternehmen müssen hohe Maßstäbe
für Tariflohn, berufliche Aus-und Weiterbildung und erwei-
terte Mitbestimmung setzen. Die Stärkung der Position der
Arbeitenden fördert einen für alle nützlichen Inhalt der
Arbeit. 

Gesundheit für Alle! 

Für eine menschengerechte Gesundheitsförderung müssen
die Krankenhäuser wieder in öffentliche Hand gebracht wer-
den. Pflege und medizinische Versorgung für Alle, dafür aus-
reichend Personal sowie dessen humanistische Aus-und
Weiterbildung müssen solidarisch finanziert werden. 

Umverteilung! 

Hamburg ist - nicht erst seit gestern - eine reiche Stadt. Der
sozialen Spaltung zwischen denen, die den Reichtum produ-

zieren oder gar von der Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind
und jenen, die den Reichtum besitzen, muß steuerlich ent-

gegengewirkt werden. Dafür ist auch die Einführung der
Vermögensteuer nötig. Steuerhinterziehung durch

Millionäre und große Firmen muß konsequent
bekämpft werden. Auf ruhmsüchtige

Verschwendung wie durch die Elbphilharmonie
oder Fregattenbau können wir verzichten.

Aber auf sonst nichts. 

Die Stadt ist kein Unternehmen. 

Die Stadt ist ein Gemeinwesen. Die Rekom-
munalisierung von privatisierten öffentlichen
Versorgungseinrichtungen gehört auf die
Tagesordnung. Kostengünstiger ÖPNV (auch ein
Sozialticket), die Energieversorgung in öffentlicher
Hand (inkl. Ausstieg aus Atom-und Kohlestrom),
die Pflege der öffentlichen Infrastruktur, bezahlba-
rer Wohnraum und flächendeckend ausreichende
Sozialwohnungen gehören zum Recht auf Stadt. 

Solidarisches Hamburg. 

In der Hamburgischen Verfassung heißt es: „Die Freie und
Hansestadt Hamburg […] will im Geiste des Friedens eine
Mittlerin zwischen allen Erdteilen und Völkern der Welt
sein.“ Die weltweite Konkurrenz „wachsender“ Standorte ist
weder friedlich noch demokratisch, noch sozial. Damit
Hamburg aufgeschlossen, solidarisch und zivil ist, müssen die
Menschen im Mittelpunkt stehen. 

Durch Arbeit, Bildung und Kultur 

ist der ganze Mensch. Zusammen! 
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